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Vor zwei Jahren, im April 

2014, hatten Bundestag und 

Bundesrat unter heftiger Kritik 

aus Verbänden, Anti-Atom-Or-

ganisationen und -Initiativen 

die Mitglieder einer „Kom-

mission Lagerung hoch radio-

aktiver Abfälle“ [1] nach dem 

Standortauswahlgesetz (Stand 

AG) bestimmt. [2] Jetzt soll 

diese Atommüll-Kommission 

ihren Abschlußbericht mit 

Empfehlungen an den Gesetz-

geber vorlegen, wie mit einer 

Suche und der Errichtung ei-

nes Atommüll-Endlagers weiter 

umgegangen werden soll. Bis 

zum 15. März 2016 sollte das 

erfolgen, damit die Inhalte vor 

ihrer Verabschiedung öffent-

lich diskutierten werden kön-

nen. Das ist nicht geschehen. 

Bis zum Redaktionsschluß 

dieser Ausgabe liegen nur 

Bruchstücke eines Berichtes 

vor, zentrale Teile fehlen. [3] 

Der Bericht soll nun bis Ende 

April öffentlich vorliegen und 

am 15. Juni 2016 von der Kom-

mission verabschiedet werden. 

Außer über ein Onlineforum 

erfolgt keine Öffentlichkeits-

beteiligung mehr. Was der 

Gesetzgeber mit dem Bericht 

macht steht in den Sternen. 

Zwischenzeitlich wurde zu-

dem eine weitere Kommission 

eingesetzt, die das Augenmerk 

der Öffentlichkeit auf die Fra-

ge der Finanzierung der Atom-

müllverwahrung lenkt. [4] Rund 

38 Milliarden Euro weisen die 

vier großen Betreibergesell-

schaften in ihren Bilanzen als 

Rückstellungen dafür aus, die 

sichergestellt werden sollen. 

Denn der Steuerzahler soll 

nicht ungebührlich für die 

Kosten aufkommen müssen. 

Derzeit wird noch mit einer 

Deckungslücke in Höhe von 

rund 8 Milliarden Euro ge-

rechnet. [5] Das besondere 

Augenmerk auf diese Frage 

verwundert in einer Zeit, in 

der die Europäische Zentral-

bank jeden Monat für 80 Mil-

liarden Euro Staatsanleihen 

aufkauft und damit entspre-

chend neues Geld schöpft. 

Deutlich wird bereits, daß ins-

gesamt nicht an eine echte Öf-

fentlichkeitsbeteiligung bei der 

Endlagersuche gedacht ist. 

Man setzt auf diverse mode-

rierte Dialogformen ohne ver-

bindlichen Charakter. Rechts-

schutz wird ersetzt durch 

Gremien ohne verbindliche 

Kompetenzen. 

Es ist auch deutlich, daß die 

Kommission die Erkenntnisse 

der Strahlenbiologie und Epi-

demiologie ignoriert, die ein 

zehn-, zwanzig- und vierzig-

fach höheres Strahlenrisiko 

aufzeigen, als früher einmal 

angesetzt war und internatio-

nale Regeln nahelegen. [6,7] 

Grenzwerte für Strahlenbelas-

tungen müßten um einen Fak-

tor  tausend- bis zehntausend 

herabgesetzt werden. [8] Da-

her passen die geologischen 

Auswahlkriterien für ein End-

lager heute nicht mehr wie vor 

vierzig Jahren. 

Die Kommission blieb in der 

Falle des „Augen zu und 

durch“ gefangen. Früher hat 

man den Atommüll im Meer 

versenkt unter der irrigen Vor-

stellung, die Ozeane seien 

unendlich groß und die ver-

dünnten Radionuklidkonzen-

trationen würden nicht be-

merkt. Die nachfolgende Idee, 

den Atommüll in den Welt-

raum zu schießen, wurde ver-

worfen, nachdem klar war, 

daß nicht alle Raketen auch 

tatsächlich die Erde unwie-

derruflich verlassen. Nun den 

Atommüll nicht mehr ins 

Meer, sondern tief in der Erde 

zu versenken, entspricht eben-

falls dem Wunsch, ihn aus den 

Augen und aus dem Sinn zu 

bekommen. Das ist zwar 

ebenfalls eine Illusion, aber 

die Kommission versuchte gar 

nicht erst, grundsätzliche al-

ternative Überlegungen anzu-

stellen. 

Schließlich beruht die Kon-

zentration der Aufmerksam-

keit auf die fünf Prozent des 
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sogenannten hochaktiven Atom-

mülls auf der nicht hinterfrag-

ten Praxis, die restlichen 95 

Prozent der kontaminierten 

Materialien aus Abriß und 

Rückbau der Atomanlagen in 

die Umwelt freizusetzen. Die-

se werden gern als „lediglich 

geringfügig radioaktiv“ be-

zeichnet, was jedoch nur be-

deutet, daß sie keine Wärme 

erzeugen. Ihre Aktivität ist 

durchaus nicht vernachlässig-

bar und darf im Rahmen der 

sogenannten „Freimessungen“ 

[9] zum Beispiel für den Beta-

strahler Tritium bis zu 60 Mil-

lionen radioaktive Zerfälle pro 

Sekunde (Becquerel) in einem 

Kilogramm Beton betragen, 

weshalb das erst gar nicht 

nachgemessen wird. Nicht die 

Wärme macht den Schaden, 

sondern es ist diese Radioakti-

vität, die zu meßbaren gesund-

heitlichen und genbasierten 

Veränderungen führt. [8] Die 

Kommission hatte es sogar 

ausdrücklich abgelehnt, sich 

mit dem Dosisproblem zu  be- 

fassen. 

Damit sind die Arbeit und die 

Meinung der Atommüll-Kom-

mission praktisch ohne Wert. 

Die von Bundestag und Bun-

desrat eingesetzten Mitglieder 

dieses Gremiums genügten 

nicht den Ansprüchen. Soge-

nannte Fachleute und Exper-

ten verharren typischerweise 

in ihren eingefahrenen Denk-

mustern. Deshalb wiegt das 

Versagen der Vertreter der 

„Zivilgesellschaft“, wie sie von 

Politikern genannt wurden, 

besonders schwer. Die Ver-

treter des Bund für Umwelt 

und Naturschutz Deutschland 

e.V. (BUND) und der Deut-

schen Umweltstiftung hatten 

gegen gut gemeinte Warnun-

gen an der Veranstaltung teil-

genommen und konnten nun 

ihren eigenen Ziele nicht ver-

wirklichen. 

Wir haben es mit einer schlei-

chenden Katastrophe zu tun. 

Kennzeichen einer Katastrophe 

ist, daß behördliche Verwal-

tung und Politik sie nicht ab-

wenden und bewältigen und 

die Bevölkerung auf sich 

selbst gestellt bleibt. 
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Thüringer Strategie für 
Altlasten mit „natürlicher 
Radioaktivität“ 

Aus Sicht der Thüringischen 

Finanzministerin Heike Tau-

bert bereiten Objekte des 

ehemaligen Uranbergbaus, die 

nicht unter das Wismutgesetz2 

von 1990 gefallen sind, kei-

                                                  
1 Frank Lange, Dipl.-Ing., Kirch-

licher Umweltkreis Ronneburg, 

franklange44@web.de 
2 Wismutgesetz (WismutAGAbkG) 

v. 13.12.91: Gesetz zu dem Ab-

kommen vom 16. Mai 1991 zwi-

schen der Regierung der Bundes-

republik Deutschland und der 

Regierung der Union der Sozia-

listischen Sowjetrepubliken über 

die Beendigung der Tätigkeit der 

Sowjetisch-Deutschen Aktienge-

sellschaft Wismut 

nerlei Probleme, da keine 

Nutzungsänderungen vorge-

sehen sind. Und wenn dann 

doch mit oder auf solchen 

Flächen Veränderungen an-

stehen würden, dann wäre die 

Zeit des Handelns gekommen 

[1]. In Thüringen sind im Ge-

gensatz zu Sachsen nur die 

Flächen einer Sanierung un-

terzogen worden, die 1990 in 

Rechtsträgerschaft des bun-

deseigenen Sanierungsunter-

nehmens Wismut GmbH stan-

den bzw. von diesem zusätz-

lich, das heißt ohne Kosten für 

die jeweiligen Eigentümer 

derartiger Grundstücke, zu ei-

ner solchen herangezogen 

wurden. Meist handelte es 

sich dabei um mehr oder we-

niger benachbarte Objekte 

laufendender Sanierungspro-

jekte. Auch einige nach 1990 

bereits als unbedenklich ver-

äußerte Flächen unterzog man 

einer (Nach)Sanierung. Abge-

sehen von solchen Ausnah-

men sind die nicht mehr be-

triebseigenen Standorte des 

ehemaligen Uranbergbaus sich 

selbst überlassen (Abb.1). 

Das Altlastenkataster des 

Bundesamtes für Strahlen-

schutz (BfS) weist für Thürin-

gen 32 radiologisch belastete 

Standorte mit einer Fläche 

von 350 Hektar aus, die vor 

allem im Raum Gera/Ronne-

burg sowie im Thüringer 
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Abb. 1a/b: alter Uranstollen am Ortseingang der Gemeinde Dittrichshütte / 20 Meter 
oberhalb ein Kinderhochsitz 
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